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W er in unseren Tagen von Kultur
spricht, sieht sich unvermeid-
lich mit dem geläufigen Schlag-

wort vom Zusammenprall der Kulturen
konfrontiert. Anzeichen dafür sind nicht
zu übersehen. Zwar wird der westliche
Kulturkreis derzeit nicht von muslimi-
schen Staaten und auch nicht vom Islam
als Religion angegriffen, sondern von is-
lamistischen Terroristen als Einzelgän-
gern oder kleinen Gruppen. Das ändert
aber nichts an dem beunruhigenden Be-
fund, dass auch diese ihre Handlungen
unter ausdrücklichem Bezug auf ihren
Glauben und ihre als bedroht empfunde-
ne muslimische Kultur rechtfertigen.
Der Koran dient insofern als unmittelba-
re Handlungsanleitung, jedenfalls als Le-
gitimierung für die eigenen terroristi-
schen Aktivitäten.

Was hier rechte Lehre, was extremisti-
sche Deformation, was immanenter Ge-
halt und was kriegerisch-politischer Aus-
wuchs, was Anweisung des Korans und
was Verstoß gegen ihn ist, lässt sich
schon deshalb nicht immer mit Gewiss-
heit sagen, weil es ein institutionalisier-
tes Lehramt mit verbindlicher Ausle-
gungs- und Deutungskompetenz der reli-
gionsstiftenden Schriften ebenso wenig
gibt wie Standards einer wissenschaftli-
chen Theologie, die das Fegefeuer der
Aufklärung hinter sich hat und der histo-
risch-kritischen Methode folgt. Schon
deshalb bringt es keinen Erkenntnisge-
winn, wenn in der öffentlichen Debatte
die religiös-spirituelle Seite des Islam ge-
gen seine politisch-autoritäre Seite aus-
gespielt wird, häufig unter wechselseiti-
gem Vorhalten entsprechend ausgesuch-
ter Koranzitate.

Andererseits tröstet auch die Erkennt-
nis wenig, dass religiös legitimierte und
motivierte Gewalt keineswegs eine Ei-
gentümlichkeit des Islam ist. Eine dunk-
le, destruktive Seite lässt sich bei vielen
Religionen ausmachen; nur die wenigs-
ten scheinen gegen entsprechende Deu-
tungen immun. Religionen können eben
nicht nur Toleranz und Humanität för-
dern, sondern waren und sind vor allem
infolge massiver Politisierung, gegen die
ebenfalls kaum eine von ihnen innerlich
gefeit ist, nicht selten Ursache von Into-
leranz und Unterdrückung, von Konflikt
und Krieg.

Auf diesen Aspekt immanenter Gewalt-
trächtigkeit von Religion in seiner Regens-
burger Universitätsrede hingewiesen zu
haben war also durchaus verdienstlich von
Papst Benedikt XVI. Problematischer mu-
tet an, dass er insofern allein vom Islam ge-
sprochen hat. Ein kleiner Parallelhinweis
auf das Christentum hätte nicht gescha-
det. Denn auch dessen Geschichte ist ja
keineswegs durch konsequente Gewaltabs-
tinenz gekennzeichnet. Sie zeigt vielmehr,
wie oft die Heilige Schrift als Legitimati-
on für Kreuzzüge, Hexenverfolgungen,
Ketzerbekämpfungen oder Religionskrie-
ge dienen musste. Erst die offene und
selbstkritische Auseinandersetzung mit
der eigenen Vergangenheit verleiht Forde-
rungen an den Islam Glaubwürdigkeit,
der „religiösen Legitimation von Gewalt
und der Instrumentalisierung von religiö-
sen Überzeugungen zu politischen Zwe-
cken deutlich und wirksam“ entgegenzu-
treten (Bischof Wolfgang Huber).

Angesichts der Gewaltgeschichte des
Christentums führt es ebenso wie beim
Islam kaum weiter, die historische Praxis
mit dem „wahren“ Kern des christlichen
Glaubens oder der „richtigen“ Interpreta-
tion der christlichen Offenbarung für un-
vereinbar zu erklären. Entscheidend ist die
letztlich erfolgreiche kulturelle Zivilisie-
rung. So ist es vorbehaltlos zu begrüßen,
dass die beiden christlichen Großkirchen
in Deutschland heute zu den entschiede-
nen Befürwortern von Demokratie und
Menschenrechten einschließlich der Re-
ligionsfreiheit und der Freiheit zum Reli-
gionswechsel (wie sie die islamischen Staa-
ten nach wie vor gerade nicht kennen) zäh-
len. Diese Anpassungsleistung sollte aber
wiederum nicht vergessen lassen, dass
Katholiken wie Protestanten lange Zeit
und bis in die Mitte des 20. Jahrhunderts
hinein diesen Grundfesten eines freiheit-
lichen Verfassungsstaates bestenfalls
gleichgültig, nicht selten gar in scharfer
Opposition gegenüberstanden.

Andererseits lässt sich das Christen-
tum auch nicht auf eine bloße Gewaltge-
schichte verkürzen, wie reißerisch anmu-
tende „Kriminalgeschichten“ nahelegen
mögen. Vielmehr hat das lateinische
Christentum auf vielen Feldern als ein
kulturprägender Faktor allerersten Ran-
ges und denkbar größter Bedeutung ge-
wirkt. Wer von Kultur spricht, kann von
Religion nicht schweigen; wer von westli-
cher Kultur oder vom „Abendland“
spricht, muss der Bedeutung des Chris-
tentums gebührend Rechnung tragen.

Auch unsere Rechtsordnung beruht in
vielfältiger Weise auf christlichen Wur-
zeln. Vor allem das hochmittelalterliche
Kirchenrecht setzte einen Meilenstein
für die Entwicklung einer modernen,
wissenschaftlich traktierten, von einer
bürokratisch durchorganisierten Anstalt
verwalteten und weiterentwickelten
Rechtsordnung. Modern waren die das
kirchliche Prozessrecht beherrschenden
Maximen der Schriftlichkeit des Verfah-
rens, des Instanzenzuges und des für sein
Amt in besonderer Weise qualifizierten
Richters; modern waren im Strafrecht die
Offizialmaxime und die Ausbildung zen-
traler justitieller Garantien wie das Rück-
wirkungsverbot oder der Grundsatz „In
dubio pro reo“; modern war im öffentli-
chen Recht die klare Ausformung des
Mehrheitsprinzips. Nicht von ungefähr
hat Max Weber das kanonische Recht als
„Führer auf dem Wege zur Rationalität“
bezeichnet. Dabei stellte er stärker noch
auf die kompetentiell-institutionelle
Ausprägung der hochmittelalterlichen
Papstkirche ab, die nach der vielzitierten

Wendung des englischen Rechtshistori-
kers Maitland ein Staat, ja im Grunde der
erste moderne Staat überhaupt war: ein
Staat mit umfassender Rechtsetzungsge-
walt und einer klaren hierarchischen Ord-
nung der Ämter.

Sosehr die anstaltskirchlichen Struktu-
ren die moderne Staatlichkeit noch heu-
te begründen, so klar ist andererseits,
dass nach dem Siegeszug der Aufklä-
rung und dem Ende des Staatskirchen-
tums die inhaltliche Prägung der säkula-
ren Rechtsordnung (wiederum im Unter-
schied zum Islam) durch
den christlichen Glauben
auf Dauer ein Ende finden
musste. Die Entwicklung
hin zum weltanschaulich
neutralen, pluralen Staat
der Gegenwart ist eine Ent-
wicklung des sukzessiven
Abstreifens solcher Inhalte.
Noch die Reformwellen der
sechziger und siebziger Jah-
re des vergangenen Jahrhun-
derts namentlich im Be-
reich des Familien- und
Strafrechts lassen sich weit-
hin als Absetzbewegungen
vom christlichen Erbe be-
greifen. Doch stellt sich bis
in unsere Tage hinein oft
die Frage, inwiefern man-
che Rechtsnormen als rein
christlich (und damit religi-
ös-partikular) geprägt anzu-
sehen sind, wann hingegen
als Ausdruck allgemein kul-
turell verwurzelter Über-
zeugungen. Manches über-
lebt im säkularen Gewand
oder durch interpretatori-
sche Verwandlung von christ-
lichen Gehalten in vorgeblich religions-
neutrale Kultur- oder Bildungsfaktoren.

Unter Hinweis auf eine solche Deu-
tungsverschiebung hat das Bundesverfas-
sungsgericht vor mittlerweile 30 Jahren
eine noch heute gültige Bestimmung der
Bayerischen Verfassung für grundgesetz-
konform erklärt, wonach in den öffentli-
chen Volksschulen „die Schüler nach
den Grundsätzen der christlichen Be-
kenntnisse unterrichtet und erzogen“
werden (Artikel 135 Satz 2). Ohne Zwei-
fel hat diese Rettung einer prekären lan-
desverfassungsrechtlichen Norm ihren
Preis, den möglicherweise nicht nur der
auf ethische Neutralität verpflichtete
Staat, sondern wegen der Verwässe-
rungsgefahr auch die christlichen Kir-
chen selbst zu zahlen haben. Insofern ist
äußerst bemerkenswert, dass das Ge-
richt in der Kruzifix-Entscheidung aus
dem Jahr 1995 diesen Weg nicht noch
einmal gegangen ist, sondern das Zei-
chen des Gekreuzigten stärker zu sei-
nem religiösen Nennwert genommen hat
– gerade auch mit Blick auf Personen an-
deren Glaubens. Denn wer heute von
Kultur oder kultureller Identität spricht,
kann dies im pluralistischen Verfassungs-
staat des Grundgesetzes immer nur in
der Mehrzahl tun; er muss von Kulturen
oder kulturellen Identitäten sprechen.

Nun bedeutete religiöse Pluralität in
der Bundesrepublik Deutschland lange
Zeit kaum mehr als Bikonfessionalität.
Katholische Kirche und protestantische
Kirchen waren zueinander und gegen-

über dem Staat ins rechte Verhältnis zu
setzen. Auf der Basis letztlich relativ gro-
ßer Konformität christlicher Kultur und
eines hohen Organisationsgrades der
Akteure konnten hier lange Zeit recht
auskömmliche und befriedende Regelun-
gen gefunden werden. Mit dem Wandel
von der bikonfessionellen zu einer multi-
religiösen Gesellschaft hat sich die Lage
verändert, sind vermeintliche Selbstver-
ständlichkeiten weggebrochen, traditio-
nell vorausgesetzte Organisationsstruk-
turen entschwunden, stillschweigende

Einverständnisse fraglich oder schlicht
unverständlich geworden.

Infolgedessen geraten nicht nur christ-
lich geprägte Rechtsnormen unter
Rechtfertigungsdruck. Weit darüber hin-
aus hat das Recht insgesamt in seiner
Ordnungs-, Streitentscheidungs- und
Freiheitsermöglichungsfunktion schwe-
re Lasten zu tragen. Dabei stellt es eine
gravierende Überforderung seiner Rolle
dar, wenn ihm allein oder zentral die In-
tegration einer vielfältig zersplitterten
und auseinanderdriftenden Gesellschaft
angesonnen wird. So dürften Sakralisie-
rungen des Grundgesetzes nach Art ei-
ner „Zivilreligion“ auf Dauer kaum wei-
terhelfen, sondern sich als letztlich hilflo-
se Beschwörungen entpuppen.

S chlicht falsch gestellt ist die Frage,
ob bestimmte Religionen mit fun-
damentalen Verfassungsprinzipien

vereinbar seien. Dem Demokratieprin-
zip des Grundgesetzes entspricht auch
die autokratisch verfasste katholische
Kirche gewiss nicht. Aber religiöse Ge-
meinschaften müssen sich nicht so orga-
nisieren wie ein freiheitlicher Verfas-
sungsstaat, und ihre Glaubenssätze kön-
nen und dürfen vom Ideal der gleichen
Freiheit aller Menschen und ihrer Selbst-
bestimmung signifikant abweichen. Um-
gekehrt muss der Staat an der Verbind-
lichkeit seiner allgemeinen, für alle gel-
tenden Gesetze festhalten und gerade
auch gegen jene durchsetzen, die sich für
abweichendes Verhalten auf ihre Religi-
on berufen. Doch wo der Verpflichtungs-

anspruch des Gesetzes aufhört und das
Recht zur Lebensführung gemäß den eige-
nen (religiösen) Überzeugungen anfängt,
ist oft nicht leicht zu bestimmen. Bei den
üblichen Konflikten – Schwimmunterricht
für muslimische Mädchen, Kopftuch
oder Schächten – steht die Rechtsord-
nung vor der Abwägung zwischen dem
Respekt vor der grundrechtsgestützten
Vielfalt religiöser Lebensformen und
dem Primat individueller Freiheit einer-
seits, den unabweisbaren Gemeinschafts-
belangen und einer nicht beliebig abstuf-

baren Pflichtenstellung der Bürger ande-
rerseits.

Keine überzeugende Lösung ist es, hier
immer öfter und immer selbstverständli-
cher Ausnahmen vom für alle geltenden
Recht zuzulassen. Offenbar gibt es Schu-
len, in denen Schwimmunterricht für mus-
limische Mädchen praktisch nicht mehr
stattfindet und Klassenfahrten für alle aus-
fallen, weil diese Schülerinnen daran
ohne männliche Begleiter aus ihrer Ver-
wandtschaft nicht teilnehmen dürfen. Die
insofern von Behörden und Gerichten
wohl allzu bereitwillig erteilten Befreiun-
gen von allgemeinen Verpflichtungen sind
dem Zusammenhalt einer Gesellschaft ab-
träglich und wirken desintegrativ.

Generell gilt: Je mehr sich die vielfäl-
tig fragmentierten kulturellen Milieus
gegenüber den Anforderungen des Aus-
gleichs und der Begrenzung von Frei-
heitssphären verhärten, desto größer
scheint die Gefahr, dass die Rechtsord-
nung selbst daran zerspringt. Besonders
zerstörerisch macht sich dabei ein gras-
sierender Geist der Abschottung gegen
die vermeintlichen Zumutungen einer
pluralistischen Gesellschaft bemerkbar,
die ein freiheitlicher Staat nicht unterbin-
den kann, ohne seinen Prinzipien untreu
zu werden. Bei den dänischen Moham-
med-Karikaturen hat der damit verbun-
dene Kränkungsfetischismus gleichsam
seinen ersten Globalisierungsschub er-
fahren, während der Fall der abgesagten
„Idomeneo“-Inszenierung ein bedenklich
stimmendes Beispiel für die (in diesem
Fall halbwegs revidierte) Bereitschaft

zur Selbstaufgabe der ansonsten so viel-
fach und inflationär beschworenen west-
lichen Werte der Menschenrechte, insbe-
sondere der Kunst- und Pressefreiheit,
lieferte. Konflikte dieser Art werden
uns in Zukunft wohl in zunehmendem
Maß beschäftigen. Sie bilden eine gewal-
tige Herausforderung für die gesamte
Gesellschaft, nicht minder für die
Staats- und Verfassungstheorie.

Wie kann eine auf Freiheit und Gleich-
heit verpflichtete politische Ordnung des
Gemeinwesens unter Bedingungen ver-

schärfter gesellschaftlicher
Pluralität und religiöser Ver-
schiedenheit fortbestehen?
Wie kann sie als solche wei-
terhin ihre dienende Funkti-
on ausüben und die Verwirk-
lichung eines in den Augen ih-
rer Bürger guten und gelin-
genden Lebens ermögli-
chen?

Sicher wäre es falsch, die li-
berale Struktur einer offenen
Gesellschaft mit umfassend
gewährten Grund- und Frei-
heitsrechten grundlegend zu
revidieren und im Bereich
von Kultur und Religion res-
triktivere Regeln greifen zu
lassen. Auf dem Feld von
Kunst und Meinungsfreiheit,
von Pressefreiheit und Satire,
von Religionsfreiheit und Re-
ligionskritik sollte auch künf-
tig derjenige hohe Grad an
verfassungsrechtlich garan-
tierter Freiheit herrschen,
den die Deutschen seit Jahr-
zehnten genießen. Diese Ga-
rantien bringen zuweilen
harte Auseinandersetzun-

gen mit sich, und die Grenzen zwischen
zulässiger Kritik und unzulässiger Ehr-
verletzung sind immer wieder aufs Neue
fallbezogen zu fixieren. Aber im Kern
muss unverrückbar feststehen, dass
nicht die Anhänger muslimischen Glau-
bens vor einer Operninszenierung ge-
schützt werden müssen, sondern jene,
die sich diese ansehen wollen, vor poten-
tiellen Störern.

Gerade angesichts der inflationär ge-
wordenen Rede davon, man sei durch be-
stimmte Vorgänge oder Ereignisse in sei-
nen Gefühlen, seiner Ehre oder seiner
religiösen Überzeugung gekränkt oder
verletzt, bedarf es der Erinnerung dar-
an, dass niemand einen Anspruch dar-
auf hat, bestimmte ihm lästige oder wi-
derwärtige Dinge nicht sehen oder zur
Kenntnis nehmen zu müssen. Das gilt
für Opernaufführungen, Fernsehsendun-
gen oder das Erscheinungsbild mancher
Mitbürger im öffentlichen Raum glei-
chermaßen. Im Zweifel muss man also
wegschauen, ausschalten oder hinneh-
men, dass andere eine Kunst- oder Le-
bensform goutieren, die man selbst für
geschmacklos und heuchlerisch, viel-
leicht sogar für Sünde oder Häresie hält.

Was kann nun das Recht für eine poli-
tische Kultur wechselseitiger Toleranz
und des Lebens im Dissens leisten? Das
Recht kann diese schwierige Aufgabe
nicht allein und schon gar nicht gegen do-
minante gesamtgesellschaftliche Ent-
wicklungen bewerkstelligen. Integration
durch Recht, etwa durch ein ebenso all-

gemeines wie folgenloses „Bekenntnis“
zum Grundgesetz, ist weitestgehend ro-
mantische Illusion. Ein bloßes Lippenbe-
kenntnis zur freiheitlichen und demokra-
tischen Verfassungsordnung bewirkt
noch gar nichts und kann im Übrigen
vom Staatsbürger auch gar nicht zwin-
gend eingefordert werden.

Viel stärker kommt es auf das an, was
Hermann Heller einmal treffend den
„nichtnormierten Unterbau der Verfas-
sung“ genannt hat, also auf praktizierte
Toleranz, auf eingeschliffene zivilisatori-
sche Verhaltensmuster, auf kulturelle
Selbstverständlichkeiten. Diese können
natürlich von einer Rechtsordnung unter-
stützt und gefördert, nicht aber einfach
erzeugt werden. In letztlich entscheiden-
der Weise sind entsprechende politische
Tugenden „Sache der Sozialisation und
der Eingewöhnung in die Praktiken und
Denkweisen einer freiheitlichen politi-
schen Kultur“ (Jürgen Habermas). Die
Bildungsagenturen der Gesellschaft, al-
len voran die Schule, haben hier eine
zentrale und kaum zu überschätzende,
aber auch immer schwerer zu erfüllende
Verantwortung zu tragen.

E ntscheidendes hängt also von der
Annahme des freiheitlichen Plura-
lismus mit seinen tragenden Ideen

von individueller Autonomie und kriti-
scher Öffentlichkeit durch die Gesell-
schaft insgesamt ab. Kann es gelingen,
Verschiedenheit und dissonante Vielfalt
nicht als Gefährdung, sondern vielleicht
sogar als belebendes Elixier politischer
und gesellschaftlicher Existenz zu emp-
finden? In der stark unterkühlten Spra-
che der Systemtheorie ist der moderne
Verfassungsstaat mit seiner demokrati-
schen Legitimation und rechtsstaatli-
chen Limitation der Herrschaft sowie
den Grundrechtsgewährleistungen als
eine evolutionär unwahrscheinliche Er-
rungenschaft charakterisiert worden.
Nichts garantiert, dass diese Form politi-
scher wie privater Selbstherrschaft nicht
wieder zerbricht. Der moderne Verfas-
sungsstaat bildet eine Möglichkeitsform
gelingender politischer Einheitsbildung
auf der Basis wechselseitig anerkannter
grundrechtsgestützter Pluralität, aber er
trägt die Garantie des Gelingens nicht in
sich. Auch ist dieser Staat kein Sinnpro-
duzent. Aber er soll seinen Bürgern er-
möglichen, ein sinnvolles, das heißt den
eigenen Überzeugungen und Anschau-
ungen gemäßes Leben zu führen.

Die daraus resultierende anspruchsvol-
le Form politischer Vergemeinschaftung
kann nur bestehen, wenn zentrale vorpoli-
tische Voraussetzungen bewahrt bleiben.
Dazu zählen die Annahme demokrati-
scher Mehrheitsentscheidungen und die
Achtung des anderen in seiner möglicher-
weise ganz entgegengesetzten politischen
oder religiösen Überzeugung ebenso wie
das Beharren auf dem, was Ernst-Wolf-
gang Böckenförde einmal die Emanzipati-
onsstruktur der Gesellschaft genannt hat,
der patriarchalisch dominierte vormoder-
ne (Parallel-)Gesellschaften gerade nicht
entsprechen.

Ein von Pluralität und Toleranz ge-
prägtes politisches Gemeinwesen bedarf
für die Erhaltung seiner Handlungs-
und Integrationsfähigkeit selbst eines
Mindestmaßes an soziokultureller und
zivilisatorischer Homogenität. Denn es
bleibt der schwierige Gedanke auszuhal-
ten und im Alltag zu verwirklichen, dass
der einheitsstiftende Konsens einer plu-
ralen Gesellschaft im Dissens der diver-
genten religiösen, weltanschaulichen
und politischen Positionen nicht seinen
feindlichen Widerpart, sondern seine
Grundlage hat.

*
Der Verfasser lehrt Rechtsphilosophie, Staats-
und Verwaltungsrecht an der Universität Würz-
burg.

Otto Scholderer, Trauben auf Papier liegend und
Sherryglas, um 1890, 23 × 38 cm, Privatbesitz

Gelten nicht für alle Bürger, die in
Deutschland leben, die gleichen – deut-
schen – Gesetze? Dass dies nicht der Fall
ist, veranschaulicht ein Scheidungsverfah-
ren zweier iranischer Staatsbürger vor
dem höchsten Zivilgericht des Landes
Berlin, dem Kammergericht. Nach Erörte-
rung der Sach- und Rechtslage spricht der
Ehemann vor dem Kammergericht drei-
mal die nach iranischem Scheidungsrecht
erforderliche Formel „Ich verstoße dich“
aus. Das Kammergericht nimmt das zu
Protokoll und erklärt die Parteien, die seit
20 Jahren in der Bundesrepublik leben,
nach Maßgabe des Rechts der Islami-
schen Republik Iran für geschieden.

Die Anwendung ausländischen Rechts,
in diesem Fall islamisch-rechtlicher Be-
stimmungen, durch deutsche Behörden
und Gerichte ist weder unüblich noch
eine Ausnahme. Auch ist sie nicht etwa
das Ergebnis der Willkür der Richter oder
gar Folge einer Aufweichung des deut-
schen Rechtssystems durch ein Zusam-
menwirken zwischen einem etwaigen
permissiven Nach-68-Zeitgeist und isla-
mischen Kräften. Die Anwendung auslän-
dischen Rechts durch deutsche Gerichte
folgt aus dem im deutschen internationa-
len Privatrecht geltenden Staatsangehörig-
keitsprinzip. Deutsche Gerichte sind nach
dem Einführungsgesetz zum Bürgerlichen
Gesetzbuch (EGBGB) verpflichtet, in
persönlich-rechtlichen Angelegenheiten
ausländisches Recht anzuwenden, wenn
die verfahrensbeteiligten Personen in
Deutschland ihren gewöhnlichen Wohn-
sitz, aber keine deutsche Staatsangehörig-
keit haben.

Im Fall der Familienrichterin aus Frank-
furt, die in einem Prozesskostenhilfever-
fahren Gewalttätigkeiten gegenüber der
marokkanischstämmigen Ehefrau als Be-
gründung einer unzumutbaren Härte zur
Verkürzung des Mindesttrennungsjahrs
unter Verweis auf eine Sure des Korans
ablehnte, lag aber gerade nicht eine Ange-
legenheit vor, in der ausländisches Famili-
enrecht anzuwenden war: Die Ehefrau be-
saß die deutsche Staatsbürgerschaft. Der
Gerichtsbeschluss zeugt jedoch in parado-
xer Weise davon, wie verunsichert inzwi-
schen offenbar auch Richter sind, wenn
sie über Lebenssachverhalte zu entschei-
den haben, in denen die Beteiligten – ver-
meintlich – aus einem anderen Kultur-
kreis stammen. Der Reflex der Richterin,
den Koran heranzuziehen, nur weil beide
Verfahrensbeteiligte Personen muslimi-
schen Glaubens sind, ist grob rechtsfehler-
haft und darüber hinaus der säkularen
Rechtsordnung der Bundesrepublik we-
sensfremd.

Klassische Einwanderungsländer, insbe-
sondere die angelsächsischen Staaten, ha-
ben in ihren Rechtsordnungen als An-
knüpfung für die Bestimmung des anzu-
wendenden Personen- und Erbrechts den
gewöhnlichen Aufenthalt gewählt. Ob vor
deutschen Gerichten deutsches oder aus-
ländisches Recht in persönlichen Angele-
genheiten anwendbar ist, richtet sich dage-
gen nach der Staatsangehörigkeit der am
Verfahren beteiligten Parteien. Die Ent-
scheidung des deutschen Gesetzgebers
für das Staatsangehörigkeitsprinzip be-
ruht auf der Annahme, es entspreche dem
Interesse der Beteiligten, in persönlichen

Angelegenheiten nach dem Recht ihres
Herkunftsstaates beurteilt zu werden.
Denn die Staatsangehörigkeit dokumen-
tiere ihre fortdauernde Verbundenheit
mit diesem Staat, und das vom Gesetzge-
ber der eigenen Nationalität geschaffene,
auf die Person ihrer Nationalität ausge-
richtete Recht sei am vertrautesten.

Diese Annahme ist jedoch fraglich, da
die meisten Ausländer in der Bundesrepu-
blik sesshaft geworden sind. Verkannt
wird auch, dass im Zeitalter der Globali-
sierung der Staat für die politische, wirt-
schaftliche und soziale Existenz der Men-
schen zunehmend an Bedeutung verliert.

Unterdessen sind in Deutschland durch
die Anwendung ausländischen Rechts Zo-
nen entstanden, in denen die deutsche Zi-
vilrechtsordnung für den nichtdeutschen
Teil der Bevölkerung keine Geltung hat.
Dieser Zustand gilt für mehr als sieben
Millionen in Deutschland lebende Perso-
nen, die nicht deutsche Staatsangehörige
sind. Die Folge ist eine rechtliche Institu-
tionalisierung von Parallelgesellschaften,
die die Politik zu bekämpfen vorgibt. So
werden Iraner von deutschen Gerichten
ganz selbstverständlich nach dem Recht
der Islamischen Republik Iran geschie-
den, ein Ägypter, der seit vierzig Jahren in
Deutschland lebt und hier verstirbt, wird
nicht nach deutschem, sondern nach dem
ägyptischen Erbrecht beerbt. Zugleich
bereiten Ermittlung und Anwendung
ausländischen Rechts deutschen Juristen
erhebliche Schwierigkeiten. Die Anwen-
dung ausländischen Rechts begründet
darüber hinaus ein rechtskulturelles
Spannungsfeld, das der deutschen Öf-

fentlichkeit und den verfahrensbeteilig-
ten ausländischen Bürgern unter dem
Gesichtspunkt der Rechtsakzeptanz nur
schwer zu vermitteln ist.

So kennen beispielsweise islamisch ge-
prägte Rechtsordnungen auf dem Feld des
Familien- und Erbrechts eine Vielzahl tief
verwurzelter rechtskultureller Besonder-
heiten, die dem deutschen Recht fremd
sind, aber von den Gerichten anzuwenden
sind. Für den islamisch-rechtlichen Kultur-
kreis seien beispielhaft die stark von der
Scharia geprägten Scheidungsgründe so-
wie die systematische Benachteiligung von
Frauen in der gesetzlichen Erbfolge er-
wähnt. Führt die Anwendung ausländi-
schen Rechts zu Ergebnissen, die mit we-
sentlichen Grundsätzen des deutschen
Rechts offensichtlich unvereinbar sind, ist
die Rechtsnorm des anderen Staates zwar
nicht anzuwenden. Es greift dann der deut-
sche Ordre public ein. In der Praxis nimmt
jedoch die Rechtsprechung äußerst selten
einen Verstoß gegen den deutschen Ordre
public an. Es ist nicht die Aufgabe des Ord-
re-public-Vorbehalts, inländische Normen
durchzusetzen.

Diese Gerichtspraxis führt oft zu para-
doxen Ergebnissen. Denn regelmäßig
werden in der Bundesrepublik lebende
Ausländer, die längst integriert sind, in
Verwaltungs- und Gerichtsverfahren an
dem Recht ihrer Herkunftsländer und
den darin enthaltenen Wertungen „fest-
gehalten“. Und dies, obwohl die wirt-
schaftlichen und sozialen Lebensumstän-
de der in Deutschland lebenden Auslän-
der oft keine oder nur noch geringe Be-
züge zu den Prämissen aufweisen, die

den Wertungen der Rechtsordnungen ih-
rer Herkunftsländer zugrunde liegen.
Warum sollte sich etwa eine seit zwanzig
Jahren in Deutschland tätige Ärztin, die
aus Iran stammt und in Deutschland in-
tegriert ist, nach iranischem Recht schei-
den lassen oder das Sorgerecht ihrer Kin-
der dem schiitisch-iranischen Recht un-
terwerfen wollen, das den Kindesvater
systematisch übervorteilt? Wie die an-
waltliche Erfahrung belegt, lehnen die
Migranten die Praxis deutscher Gerich-
te, im Familien- und Erbrecht ausländi-
sches Recht anzuwenden, umso mehr
ab, je stärker sie in der deutschen Gesell-
schaft integriert sind.

Nur die Aufgabe des Staatsangehörig-
keitsprinzips zugunsten des Wohnsitzprin-
zips wird die für Ausländer bestehenden
Privatrechtsenklaven auflösen und damit
Konflikte zwischen den in den Herkunfts-
ländern geltenden Rechtsordnungen sowie
deren Wertungen und der deutschen
Rechtsordnung vermeiden. Für Ausländer,
die sich für eine gewisse Mindestdauer in
Deutschland aufhalten, trüge die Anknüp-
fung an den gewöhnlichen Wohnsitz auf
Grund seines unmittelbaren Bezugs zur
konkreten Lebensumwelt sowohl ihrer kul-
turellen Identität als auch der Integration
besser Rechnung als das Staatsangehörig-
keitsprinzip. Die Anknüpfung an den ge-
wöhnlichen Wohnsitz würde zur konse-
quenten Anwendung des deutschen Rechts
in personenrechtlichen Fällen führen, in de-
nen Nichtdeutsche beteiligt sind. Damit
wäre nicht zuletzt auch der Justiz geholfen.

*
Die Autoren sind Rechtsanwälte in Berlin und vorwie-
gend mit Fällen mit Auslandsbezug befasst.

Wie kann eine auf Freiheit und Gleichheit verpflichtete politische Ordnung des Gemeinwesens unter
Bedingungen verschärfter gesellschaftlicher Pluralität und religiöser Verschiedenheit fortbestehen? Das Recht allein kann

eine Kultur wechselseitiger Toleranz und des Lebens im Dissens unterstützen und fördern, aber nicht erzeugen.
Die Verantwortung für das Überleben des modernen Verfassungsstaates lastet auf der Gesellschaft.
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